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Gejeß - Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr 11.— 


(Nr. 8410.) Geſetz, betreffend die evangeliſche Kirchenverfaſſung in den acht ältern Provinzen 
76 


der Monarchie. Vom 3. Juni 1876. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 


r die Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleſien, Sachſen 


und Weſtfalen und die Rheinprovinz, was folgt: 


ſe 


Artikel 1. 
Die in der Kirchengemeinde⸗ und Synodalordnung vom 10. September 1873. 


vom 20. Januar 1876. beſtimmten und nach dieſen Vorſchriften zuſammenge⸗ 


e Samml. 1874. S. 151.) und in der anliegenden General⸗Synodalordnung 
sten Synodalorgane üben die nachſtehenden Rechte nach Maßgabe dieſes Geſetzes. 


Artikel 2. 
Die Kreisſynode übt die ihr in der Kirchengemeinde und Synodalordnung 


vom 10. September 1873. zugewieſenen Rechte in Betreff 


J) der in den Kirchengemeinden beſtehenden und der den Kirchengemeinden 
des Synodalkreiſes gemeinſamen Einrichtungen und Inſtitute für 
chriſtliche Liebeswerke (§. 53. Nr. 5.) , 

2) des Kaſſen⸗ und Rechnungsweſens der einzelnen Gemeinden und der 
kirchlichen Stiftungen innerhalb des Bezirks (F. 53. Nr. 6); 

3) der Kreis⸗Synodalkaſſe, des Kreis⸗Synodalrechners, des Etats der Kaſſe 
und der Repartition der zu derſelben erforderlichen Beiträge der Kirchen⸗ 
kaſſen und Gemeinden (F. 53. Nr. 7.) 

4) der ſtatutariſchen Ordnungen ($. 53. Nr. 8.). 

Die zur Ausübung dieſer Rechte erforderlichen Beſchlüſſe werden nach 


$. 52. Abſaß 3. 4. gefaßt. 


der 

ſeit ; 
eber die Beſchwerde entfcheidet die Staatsbehörde. 
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Artikel 3. 


Den Gemeinden ſteht gegen Beſchlüſſe der Kreisſynode wegen Repartition 
r Kreis⸗Synodalkaſſe erforderlichen Beiträge binnen einundzwanzig Tagen 
uſtellung des Beſchluſſes Beſchwerde zu. 


Art. 


Ausgegeben zu Berlin den 8. Juni 1876. 
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Artikel 4. 

Zur Feſtſtellung ſtatutariſcher Ordnungen in dem der Kreisſynode über⸗ 
wieſenen Geſchäftsgebiete ($. 53. Nr. 8., §. 65. Nr. 5.) bedarf es der vorgän⸗ 
gigen Anerkennung ſeitens der Staatsbehörde, daß die entworfenen Beſtm⸗ 
mungen dem Geſetz vom 25. Mai 1874. und dieſem Geſetz nicht zuwider ſeien. 


Artikel 5. 
Der Kreis⸗Synodalvorſtand übt in Bezug auf die nach $. 53. Nr. 5. und 6. 


der Synode übertragene Mitaufſicht das Recht, in eiligen Fällen die vorläufige 
Entſcheidung zu treffen ($. 55. Nr. 6.). 


Artikel 6. 

Die Rechte, welche nach den Artikeln 2. bis 5. der einzelnen Kreisſynode 
und deren Vorſtande zuſtehen, werden in dem Fall des F. 57. Abſatz 1. den 
vereinigten Kreisſynoden und deren Vorſtänden für die gemeinſamen Angelegen⸗ 
heiten beigelegt, wenn die Vereinigung mit Einwilligung der einzelnen Kreis- 
ſynoden erfolgt. 

Artikel 7. 


Wenn der Wirkungskreis einer Kreisſynode oder einer nach $. 57. Abſatz 1. 
gebildeten Vereinigung von Kreisſynoden, ſowie ihres Vorſtandes nach Abſatz 2. 
dieſes Paragraphen mit Rückſicht auf eigenthümliche Einrichtungen oder Be⸗ 
dürfniſſe des Kreiſes erweitert werden ſoll, fo iſt ein Regulativ zu erlaſſen, für 
welches die Beſtimmungen des bezeichneten Abſatzes maßgebend ſind. Auf die 
Feſtſtellung deſſelben findet Artikel 4. dieſes Geſetzes Anwendung. 


Artikel 8. 


In dem Regulativ für die vereinigten Kreisſynoden der Haupt⸗ und 
Reſidenzſtadt Berlin kann denſelben das Recht beigelegt werden, 


1) über die Veränderung, Aufhebung oder Einführung allgemeiner Ge 
bührentaxen für alle Gemeinden Beſchluß zu faſſen 
2) allgemeine Umlagen auszuſchreiben, und zwar: 
a) Behufs Erſatz für die aufzuhebenden Stolgebühren, a 
b) 85 Gewährung von Beihülfen an ärmere Parochieen Behuf 
efriedigung dringender kirchlicher Bedürfniſſe. 
Soll die Umlage für dieſen letzteren Zweck drei Prozent der 
Summe der von den pflichtigen Gemeindegliedern jährlich an den 
Staat zu entrichtenden Perſonalſteuern (Klaſſen⸗ und Einkommen⸗ 
ſteuer) überſteigen, 5 bedarf es der Genehmigung des Staats⸗ 
miniſteriums. 

Die Umlagen müſſen gleichzeitig in allen Gemeinden nach arte 
Maßſtabe erhoben werden, und gilt für den Repartitionsfuß die Vor⸗ 
ſchrift des F. 31. Nr. 6. der Kirchengemeinde⸗ und Synodalordnung 
vom 10. September 1873. 

| Auf 
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Auf die Beſchlüſſe über ſolche Umlagen findet Artikel 3. Abſatz 3. 4. 
des Geſetzes dom 25. Dea 1874. end 
3) eine Synodalkaſſe für die Einnahme und Verwendung der ausge 
ſchriebenen Umlagen zu errichten. 
Zur Uebertragung der in dieſem Geſetze den Provinzialſynoden zu⸗ 
1 Rechte auf die denmächſt zu bildende Propinzialſynode 
erlin bedarf es eines Staatsgeſetzes. 


Artikel 9. 

In anderen Ortſchaften, die mehrere unter einem gemeinſamen Pfarramt 
nicht verbundene Parochieen umfaſſen, können die im Artikel 8. bezeichneten 
Zwecke auf den Antrag aller oder der Mehrheit der Parochieen im Sinne des 
Artikel 4. des Geſetzes vom 25. Mai 1874. für gemeinſame Angelegenheiten 
durch das Konſiſtorium erklärt werden. 

Beim Widerſpruch der Vertretung auch nur einer Parochie kann dies nur 
unter Zuſtimmung der Provinzialſynode geſchehen. 


Artikel 10. 
Die Provinzialſynode übt die ihr in der Kirchengemeinde- und Synodal⸗ 
ordnung vom 10 September 1873. zugewieſenen Rechte in Betreff 

1) der von den Kreisſynoden beſchloſſenen ſtatutariſchen Beſtimmungen 
($. 65. Nr. 5.) / 

2) der Synodalwittwen⸗ und Waiſenkaſſen, der provinziellen Fonds und 
N der Kreid- Synodalfaffe und der Provinzial⸗Synodalkaſſe 
($. 65. Nr. 6.) / 


3) neuer kirchlicher Ausgaben zu provinziellen Zwecken ($. 65. Nr. 7.) / 

4) der Verwendung des Ertrages der vor dem jedesmaligen Zuſammen⸗ 
tritt der Provinzialſynode oder alljährlich in der Provinz einzuſam⸗ 
melnden Kirchen- und Hauskollekten zum Beſten der dürftigen Ge⸗ 
meinden des Bezirks ($. 65. Nr. 8.). 

Die Befugniß, eine Einſammlung dieſer Hauskollekte anzuordnen, 
bedarf nicht der beſonderen Ermächtigung einer Staatsbehörde; die Zeit 
der Einſammlung muß aber dem Oberpräſidenten vorher angezeigt werden. 

Die zur Ausübung dieſer Rechte erforderlichen Beſchlüſſe werden nach $. 70. 
Abſatz 1. 2. gefaßt. 
Artikel 11. 


Die von der Provinzialſynode beſchloſſenen neuen kirchlichen Ausgaben zu 
provinziellen Zwecken ($. 65. Nr. 7. der Kirchengemeinde und Synodalordnung 
vom 10. September 1873.) werden auf die Kreis⸗Synodalkaſſen nach Maßgabe 
der in den $$. 72. 73. daſelbſt aufgeſtellten Normen repartirt. ö 

Sowohl der Beſchluß über die Bewilligung der Ausgabe als die Matrikel 
bedarf der Beſtätigung durch die Staatsbehörde. Die Beſtätigung iſt insbeſon⸗ 

ere ie verfagen, wenn Bedenken hinſichtlich der Ordnungsmäßigkeit des Be⸗ 
ſchluſſes, der Angemeſſenheit des Vertheilungsmaßſtabes oder der Leiſtungsfähig⸗ 
keit des Bezirks beſtehen. 

Gr. 8410) 20* Art, 
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Artikel 12. 

Die Beſtimmungen der $$. 71. bis 74. der Kirchengemeinde⸗ und Synodal⸗ 
ordnung vom 10. September 1873. über die Koſten der Kreis- und Provinzial⸗ 
ſynoden kommen zur Anwendung, ſobald die neuen . gemäß den 
$$. 43. bis 46. der General⸗Synodalordnung vom 20. Januar 1876. gebildet ſind. 


Artikel 13. 


Kirchliche Geſetze und Verordnungen, ſie mögen für die Landeskirche oder 
für einzelne Provinzen oder Bezirke elaſſen werden, ſind nur ſoweit rechtsgültig, 
als ſie mit einem Staatsgeſetz nicht in Widerſpruch ſtehen. 

Bevor ein von einer Provinzialſynode oder von der Generalſynode beſchloſ⸗ 
ſenes Geſetz dem Könige zur Sanktion vorgelegt wird, iſt durch eine Erklärung 
des Staatsminiſteriums feſtzuſtellen, daß gegen das Geſetz von Staatswegen 
55 zu erinnern iſt. In der Verkündigungsformel iſt dieſe Feſtſtellung zu 
erwähnen. 

Abſatz 4. des F. 6. der General⸗Synodalordnung vom 20. Januar 1876. 
findet auch auf provinzielle kirchliche Geſetze Anwendung. f 

Die Beſtimmungen dieſes Artikels gelten auch in dem Bezirk der Kirchen⸗ 

ordnung vom 5. März 1835. für die Provinz Weſtfalen und die Rheinprovinz. 


Artikel 14. b 
Die Generalſynode übt die ihr in der General⸗Synodalordnung vom 
20. Januar 1876. zugewieſenen Rechte in Betreff 
1) der unter die Verwaltung und Verfügung des Evangeliſchen Ober⸗ 
Kirchenraths geſtellten kirchlichen Fonds RN 11. 12.) / 
2) neuer Ausgaben für landeskirchliche Zwecke ($. 14.), 
3) der Heranziehung der Einkünfte des Kirchenvermögens und der Pfarr- 
pfründen zu Beiträgen für kirchliche Zwecke ($. 15.). 
Die zur Ausübung dieſer Rechte erforderlichen Beſchlüſſe werden nach 
$. 32. Abſatz 2. und 4. gefaßt. 


Artikel 15. 

Kirchengeſetze, durch welche neue Ausgaben zu landeskirchlichen Zwecken 
bewilligt werden ($. 14. der General-Synodalordnung vom 20. Januar 1876. ; 
und die endgültige e zwiſchen der Generalſynode und der Kicchen- 
regierung über die a. er Umlage auf die Provinzen ($. 14. Abſatz 2. 
daſelbſt) bedürfen, bevor ſie dem Könige zur Sanktion vorgelegt werden, der 
Zuſtimmung des Staatsminiſteriums. Die Zuſtimmung iſt in der Verkündigungs⸗ 
formel zu erwähnen. ‚ 

Die Königliche Verordnung über vorläufige Feſtſtellung des Vertheilungs⸗ 
maßſtabes ($. 14. Abſatz 2.) iſt von dem Staatsminiſterium gegenzuzeichnen. 

Für die 8 in den Provinzen Preußen, Brandenburg, Pom⸗ 
mern, Poſen, Schleſien und Sachſen kommt Artikel 11. zur Anwendung. Die 
Untervertheilung in der Provinz Weſtfalen und der Rheinprovinz erfolgt nach 
Maßgabe des F. 135. der Kirchenordnung vom 5. März 1835. Wegen = 

e⸗ 
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Beſtätigung der Matrikel für die Vertheilung auf die Kreisſynoden findet 
Artikel 11. Abſatz 2., und wegen der Vertheilung der Antheile der Kreisſynoden 
auf die Gemeinden Artikel 3. Anwendung. 


Artikel 16. 


Die Geſammtſumme der auf Grund der Artikel 10. Nr. 3. und 14. Nr. 2. 
zu beſchließenden Umlagen darf — abgeſehen von den Synodalkoſten —, für 
provinzielle und landeskirchliche Zwecke vier Prozent der Geſammtſumme der 
Klaſſen⸗ und Einkommenſteuer der zur evangeliſchen Landeskirche gehörigen Be— 
völkerung nicht überſteigen. a 

Wie viel von den innerhalb dieſer Grenzen zuläſſigen Umlagen durch die 
Provinzialſynoden und wie viel durch die Generalſynode ausgeſchrieben werden 
kann, wird durch landeskirchliches Geſetz beſtimmt. 

Kirchengeſetze, welche dieſen Prozentſatz überſchreiten, bedürfen der Beſtä⸗ 
tigun ir! ein Staatsgeſetz. Daſſelbe 12 wenn d eine Belaſtung 
er Gemeinden zu Gemeindezwecken anordnen oder zur Folge haben. 


Artikel 17. 


Kirchengeſetze, durch welche die Einkünfte des Kirchenvermögens oder der 
Pfarrpfründen zu Beiträgen für kirchliche Zwecke herangezogen werden ($. 15. 
der General-Synodalordnung vom 20. Januar 1876.), dürfen die Pfruͤnden⸗ 
inhaber in ihren ſchon vor Erlaß dieſes Geſetzes erworbenen Rechten nicht 

mälern, müſſen die Heranziehung in den einzelnen Kategorien der Kirchen⸗ 
kaſſen oder Pfründen nach gleichen Prozentſätzen anordnen und bedürfen, bevor 
ie dem Könige zur Sanktion vorgelegt werden, der Zuſtimmung des Staats⸗ 
miniſteriums. Die Zuſtimmung iſt in der Verkündigungsformel zu erwähnen. 
„„Die Zuſtimmung darf nicht verſagt werden, wenn das Geſetz ordnungs⸗ 
mäßig zu Stande gekommen iſt und der Inhalt deſſelben dem $. 15. der 
eneral⸗Synodalordnung vom 20. Januar 1876. und dieſem Artikel entſpricht. 
„Kirchengemeinden, welche den Nachweis führen, daß fie die vollen Ueber- 
ſchüſſe ihrer Kirchenkaſſe zu beſtimmten, innerhalb der nächſtfolgenden Jahre zu 
befriedigenden Bedürfniſſen nicht entbehren können, find von dieſer Beitragspflicht 
zeitweilig zu entbinden. ü 
werd Die Beiträge können im Wege der Adminiſtrativ-Exekution beigetrieben 
rden. 

Zur Abwendung der Exekution ſteht den Betheiligten binnen einund⸗ 
zwanzig Tagen ſeit Empfang der Zahlungsaufforderung die Beſchwerde dahin 
u, daß die Heranziehung nicht dem Geſetz entſpricht oder die Berechnung des 

1 1 unrichtig, oder die Kirchenkaſſe nach Abſatz 3. von der Beitragspflicht 
zu entbinden iſt. 
Ueber die Beſchwerde entſcheidet die Staatsbehörde. 


Artikel 18. 
Der General-Synodalvorſtand übt die ihm in den $$. 11. 12. der Gene⸗ 
ral⸗Synodalordnung vom 20. Januar 1876. zugewieſenen Rechte und verwaltet 
ie General⸗Synodalkaſſe ($. 34. Nr. 6.). 
(Nr. 8410) Die 
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Die zur Ausübung dieſer Rechte erforderlichen Beſchlüſſe werden nach 
$. 35. Abſatz 2. gefaßt. 
Artikel 19. 


Die Vertretung der evangeliſchen Landeskirche in ihren vermögensrechtlichen 
Angelegenheiten erfolgt durch den Evangelifchen Ober-Kirchenrath unter Mitwirkung 
des General-Synodalvorftandes ($. 36. Nr. 4. der General⸗Synodalordnung 
vom. 20. Januar 1876.). Die Befugniß zur Aufnahme von Anleihen iſt darin 
nicht einbegriffen. | 

Schriftliche Willenserklärungen, welche die Landeskirche Dritten gegenüber 
rechtlich verpflichten, bedürfen in ihrer Ausfertigung des Vermerks, daß der 
General⸗Synodalvorſtand bei dem Beſchluß mitgewirkt hat, der Unterſchrift des 
Präſidenten des Evangeliſchen Ober-Kirchenraths oder deſſen Stellvertreters und 
der Beidrückung des Amtsſiegels. 


Artikel 20. 


Für die Koſten der Generalſynode, deren Vorſtände, Ausſchüſſe und Kom⸗ 
miſſionen, ſowie des Synodalraths kommen die $$. 38. bis 40. der General- 
Synodalordnung vom 20. Januar 1876. zur Anwendung. 


Artikel 21. 


Die Verwaltung der Angelegenheiten der evangeliſchen Landeskirche geht, 
ſoweit ſolche bisher von dem Minifter der geiſtlichen Angelegenheiten und von 
den Regierungen geübt worden iſt, auf den Evangeliſchen Ober⸗Kirchenrath und 
die Konſiſtorien als Organe der Kirchenregierung über. 

Der Zeitpunkt und die Ausführung des Ueberganges bleibt Königlicher 
Verordnung vorbehalten. | 

Veränderungen der kollegialen Verfaſſung diefer Organe bedürfen der Ge— 
r 9 ein Staatögefeß (General-Synodalordnung vom 20. Januar 1876. 

7. Nr. 5.). 


Artikel 22. ; 


In Beziehung auf die Patronatsverhältniſſe, ſowie auf die kirchlichen An⸗ 
elegenheiten bei dem Militair und öffentlichen Anſtalten wird in den Zuſtändig⸗ 
eiten der Behörden durch dieſes Geſetz nichts geändert. 


Artikel 23. 
Den Staatsbehörden verbleibt: 
1) die 1 und Vollſtreckung der zur Aufrechthaltung der äußeren 
kirchlichen Ordnung erforderlichen polizeilichen Vorſchriften; 
2) die Regelung der ſtreitigen Kirchen-, Pfarr⸗ und Küſtereibauſachen, 
ſowie die Vollſtreckung der einftweiligen Entſcheidungen in diefen Sachen; 
3) die Beitreibung kirchlicher Abgaben 
4) die Leitung der Kirchenbuchführung, ſoweit die Kirchenbücher noch zur 
Beurkundung des Perſonen fades en ; 5 
5) die 


a 

5) die Ausſtellung von Atteſten über das Vorhandenſein derjenigen That⸗ 
ſachen, welche den Anſpruch auf Koſtenfreiheit begründen 

6) die Mitwirkung bei der Veränderung beſtehender, ſowie bei der Bildung 
neuer Pfarrbezirke, 

7) die Mitwirkung bei der Beſetzung kirchenregimentlicher Aemter oder 
bei der Anordnung einer kommiſſariſchen Verwaltung derſelben. Dieſe 
Mitwirkung bleibt in dem bisherigen Umfange beſtehen. Insbeſondere 
hat die Anſtellung der Mitglieder der kirchenregimentlichen Behörden 
unter Gegenzeichnung des Miniſters der geiſtlichen Angelegenheiten zu 
erfolgen. 

Artikel 24. 


Die Beſchlüſſe der kirchlichen Organe bedürfen zu ihrer Gültigkeit der 
Genehmigung der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde in folgenden Fällen: 

1) bei dem Erwerb, der Veräußerung oder der dinglichen Belaſtung von 
Grundeigenthum; 

2) bei der Veräußerung von Gegenſtänden, welche einen geſchichtlichen, 
wiſſenſchaftlichen oder Kunſtwerth haben; 

3) bei Anleihen, ſoweit ſie nicht blos zu vorübergehender Aushülfe dienen 
und aus der laufenden Einnahme derſelben Voranſchlagsperiode zu— 
rückerſtattet werden können 

4) bei der Einführung und Veränderung von Gebührentaxen; 


5) bei der Errichtung neuer, für den Gottesdienſt, die Geiſtlichen oder 
andere Kirchendiener beſtimmter Gebäude; 


6) bei der Anlegung oder veränderten Benutzung von Begräbnißplätzen) 


7) bei der Ausſchreibung, Veranſtaltung oder Abhaltung von Sammlungen 
außerhalb der Kirchengebäude, unbeſchadet des Artikels 10. Nr. 4.) 


8) bei einer Verwendung des kirchlichen Vermögens zu andern, als den 
beſtimmungsmäßigen Zwecken. 

Bewilligungen aus der Kirchenkaſſe an andere Gemeinden oder 
zur Unterſtützung evangeliſcher Vereine und Anſtalten, ſofern dieſelben 
einzeln zwei Prozent und im Geſammtbetrage eines Etatsjahres fünf 
Prozent der Solleinnahme nicht überſteigen, bedürfen nicht der Ge 
nehmigung der Staatsbehörde. 


Artikel 25. 
Ign Betreff der Schenkungen und letztwilligen Zuwendungen bewendet es 
bei dem Geſetz vom 23. Februar 1870. 
Artikel 26. 


„Die kirchlichen Organe bedürfen zur Führung von Prozeſſen keiner Er- 
mächtigung von Seiten einer Staatsbehörde. 
(Nr. 8410) Art. 
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Artikel 27. 


Die Staatsbehörde iſt berechtigt, von der kirchlichen Vermögensverwaltung 
Einſicht zu nehmen, zu 1 15 Behuf die Etats und Rechnungen einzufordern, 
ſowie außerordentliche Reviſionen vorzunehmen und auf Abſtellung der etwa ge 
. Geſetzwidrigkeiten durch Anwendung der geſetzlichen Zwangsmittel zu 
ringen. 

Weigert ſich ein Gemeindekirchenrath oder eine Gemeindevertretung, geſetz⸗ 
liche Leiſtungen, welche aus dem kirchlichen 1 5 zu beſtreiten ſind, oder 
den Pfarreingeſeſſenen obliegen, auf den Etat zu bringen, feſtzuſetzen oder zu 
genehmigen, ſo iſt ſowohl das Konſiſtorium als auch die Staatsbehörde unter 
gegenfeitigem Einvernehmen befugt, die Eintragung in den Etat zu bewirken 
und die weiter erforderlichen Anordnungen zu treffen. 

Beſtreiten die Gemeindeorgane die Geſetzwidrigkeit der en e 
oder die Verpflichtung zu der auf Anordnung des Konſiſtorii und der Staats⸗ 
behörde in den Etat eingetragenen Leiſtungen, fo entſcheidet auf Klage der Ge 
meindeorgane im Verwaltungsſtreitverfahren das Ober-Verwaltungsgericht. 


Artikel 28. 


Durch Königliche Verordnung werden diejenigen Staatsbehörden beſtimmt, 
welche die in den Artikeln 3. 5. und 8. des Geſetzes vom 25. Mai 1874. und 
in den Artikeln 3. 4. 7. 8. 11. 17., Abſatz 6., Artikel 23. 24. 27. dieſes 
Geſetzes erwähnten Rechte auszuüben haben. 


Artikel 29. 


Alle dieſem Geſetz, der Kirchengemeinde und Synodalordnung vom 
10. September 1873. Abſchnitt 2— 5. und der anliegenden General-Synodal⸗ 
ordnung vom 20. Januar 1876. entgegenſtehenden 102 5 en, mögen die⸗ 
ſelben in den allgemeinen Saber e in Provinzial oder Lokalgeſetzen und 
Lokalordnungen enthalten, oder durch Obſervanz oder Gewohnheit begründet 
ſein, treten außer Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 3. Juni 1876. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. 


Aller⸗ 
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Allerhoͤchſter Erlaß 
vom 20. Januar 1876., 
betreffend 


die Einführung einer General-Synodalordnung für die evangeliſche 
Landeskirche der acht aͤlteren Provinzen der Monarchie. 


Nachdem in Gemäßheit Meines Erlaſſes vom 10. September 1873. eine außer⸗ 
ordentliche Generalſynode den von dem Evangeliſchen Ober-Kirchenrath in 
Vereinigung mit dem Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten feſtgeſtellten und 
von Mir genehmigten Entwurf einer General⸗Synodalordnung berathen hat, 
ertheile Ich kraft der Mir als Träger des landesherrlichen Kirchenregiments zu- 
ſtehenden Befugniſſe der als Anlage beifolgenden General-Synodalordnung für 
4 die evangelifche Landeskirche der acht älteren Provinzen der Monarchie hierdurch 
Meine Sanktion und verkünde dieſelbe als kirchliche Ordnung. Das wichtige 
Werk einer ſelbſtſtändigen Verfaſſung für die evangeliſche Landeskirche iſt hiermit 
m allen ihren Vn begründet; überall ſind den Gemeindegliedern 
weſentliche Befugniſſe der Theilnahme an der kirchlichen Geſetzgebung und Ver⸗ 
waltung übertragen. 5 
a Ich vertraue auf die Barmherzigkeit Gottes, an deſſen Segen Alles gelegen 
iſt, daß auch dieſe neue Ordnung dienen wird zur Hebung des kirchlichen Lebens, 
zur Herſtellung des kirchlichen Friedens und zur Anregung eines kräftigen und 
erſprießlichen Zuſammenwirkens aller Betheiligten für die Wahrung des evan⸗ 
geliſchen Glaubens und guter Sitte. a 
. Soweit «8 zur Ausführung der General-Synodalordnung nicht noch einer 
Mitwirkung der Landesgeſetzgebung bedarf, wegen deren Herbeiführung von 
Mir das Erforderliche veranlaßt iſt, hat der Evangeliſche Ober-Kirchenrath mit 
em Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten wegen dieſer Ausführung die weiteren 
Einleitungen u treffen. Zugleich beſtimme Ich, daß die Vorſchriſten des §. 7. 
Nr. 6., der eden, e elend mg über das förmliche Disziplinarverfahren 
auf diejenigen Disziplinarunterſuchungen, welche am Tage der Verkündung 
ieſes Erlaſſes bereits eingeleitet find, keine Anwendung finden, dieſe Unter⸗ 
uchungen vielmehr nach dem bisherigen Verfahren zu Ende zu führen ſind. 
8 Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Gefeh- Sammlung zur öffentlichen 
enntniß zu bringen. 


Berlin, den 20. Januar 1876. 
Wilhelm. 
Falk. 
An den Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten und den 
Evangeliſchen Ober-Kirchenrath. 


Jahrgang 1876. (Nr. 8410.) ” 5 
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General-Synodalordnung 
für die r 
e vangeliſche Landeskirche 
der 


acht aͤlteren Provinzen der Monarchie. 


K. 1. 


Der Verband der Generalſynode erſtreckt ſich auf die evangeliſche Landeskirche 
der acht älteren Provinzen der Monarchie. 

Der Bekenntnißſtand und die Union in den genannten Provinzen und den 
dazu gehörenden Gemeinden werden durch dieſes Verfaſſungsgeſetz nicht berührt. 


1. 
Zuſammenſetzung. 


§. 2. 

Die Generalſynode wird zuſammengeſetzt: 

1) aus 150 Mitgliedern, welche von den Provinzialſynoden der Provinzen 
Preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleſien, Sachſen, Weſt⸗ 
falen und der Rheinprovinz gewählt werden; i 

2) aus ſechs Mitgliedern, von welchen jede evangeliſch⸗theologiſche Fakultät 
an den Univerſitäten Königsberg, Berlin, Greifswald, Breslau, Halle 
und Bonn eines aus ihrer Mitte wählt; 

3) aus den General-Superintendenten der im Generalſynodalverbande 
ſtehenden Provinzen; 

4) aus dreißig vom Könige zu ernennenden Mitgliedern. 

Die Berufung der Synodalmitglieder erfolgt für eine Synodalperiode von 

i ſechs Jahren. 


$. 3. 
Die zufolge §. 2. Nr. 1. zu wählenden en werden auf die acht 
Provinzialſynoden dergeſtalt vertheilt, daß die Synode 

der Proyn ß; 4, 
. Brandenburg 268 27, 
. . Daene 18, 
. . a 9, 
s . een 21, 
. s S A 2 24, 
. a RB RT 12, 

Rcheinproviitz re ee 15 


Mitglieder wählt. 
Die 


1 
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Die Wahl erfolgt in der Weiſe, daß 

1) ein Drittheil aus den innerhalb der Provinz in geiſtlichen Aemtern 
der Landeskirche angeſtellten Geiſtlichen, 

2) ein Drittheil aus ſolchen Angehörigen der Provinz gewählt wird, 
welche in Kreis- oder Provinzialſynoden oder in den Gemeindekörper⸗ 
ſchaften derſelben als weltliche Mitglieder entweder zur Zeit der Kirche 
dienen oder früher gedient haben; 

3) die Wahlen für das letzte Drittheil find an dieſe Beſchränkungen nicht 

ebunden, ſondern können auch auf andere angeſehene, kirchlich er⸗ 
ehren und verdiente Männer gerichtet werden, welche der evangeliſchen 
Landeskirche angehören. 
Alle Gewählte müſſen das dreißigſte Lebensjahr zurückgelegt haben. 


§. 4. 

Königlicher Verordnung bleibt es vorbehalten, die Ausſonderung der Re⸗ 
ſidenzſtadt Berlin und ihrer Umgebung aus dem Synodalverbande der Provinz 
1 die Einrichtung einer beſonderen Provinzial⸗ (Stadt-) Synode 
Berlin und die Vertheilung der Zahl der Mitglieder anzuordnen, welche dem⸗ 
nächſt die Synoden der Provinz Brandenburg und der Stadt Berlin nach dem 
Maßſtabe der in ihnen vorhandenen evangeliſchen Bevölkerung in die General- 
ſynode 151 entſenden haben. 

Ueber die engen hierzu erforderlichen Beſtimmungen ſind die vereinigten 
Ense von Berlin und die Provinzialſynode der Provinz Brandenburg 
ören. 

Veränderungen der hiernach getroffenen Anordnungen, welche durch ſpätere 
landesgeſetzliche Feſtſtellung eines beſonderen provinziellen Verbandes für die 
Stadt Berlin und ihre Umgebung bedingt werden ſollten, erfolgen gleichfalls 
durch Königliche Verordnung. 


II. 
Wirkungskreis. 


$. 5. 

Die Generalſynode hat mit dem Kirchenregimente des Königs der Erhaltung 
und dem Wachsthum der Landeskirche auf dem Grunde des evangelifchen Be⸗ 
kenntniſſes zu dienen; Regiment, Lehrſtand und Gemeinden zur Gemeinſchaft der 

rbeit an dem Aufbau der Landeskirche zu verbinden; auf Innehaltung der 


beſtehenden e in den Thätigkeiten der Verwaltung zu e über 
die geſetzliche Fortbildung der landeskirchlichen Einrichtungen zu beſch 11 die 
rdern 


Fru tbarkeit der Landeskirche an Werken der ben Nächſtenliebe zu fü 
ie Einheit der Landeskirche gegen auflöſende Beſtrebungen zu wahren, der pro⸗ 
vinziellen kirchlichen Selbſtſtändigkeit ihre Grenzen zu ziehen und fie in denſelben 
zu ſchützen; die Gemeinſchaft zwiſchen der Landeskirche und anderen Theilen der 
evangeliſchen Geſammtkirche zu pflegen; zur interkonfeſſionellen Verſtändigung 
Gr. 8410) 21* der 
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der chriſtlichen Kirchen zu helfen, und überhaupt ſowohl aus eigener Bewegung 
als auf Anregung der Kirchenregierung in Gemähfen dieſer Ordnung, Alles 
zu thun, wodurch die Landeskirche . und gebeſſert und die Geſammtkirche 
in der Erfüllung ihrer religiöſen und ſittlichen Aufgabe gefördert werden mag. 


Geſetzgebung. 


$. 6. 


Landeskirchliche Geſetze bedürfen der Zuſtimmung der Generalſynode und 
werden von dem Könige, kraft ſeines Rechts als Träger des Kirchenregiments, 
erlaſſen. Sie werden Behufs der Beglaubigung von dem Präſidenten des Evan- 
geliſchen Ober⸗Kirchenraths gezeichnet. i 

Die Generalſynode hak das Recht, landeskirchliche Geſetze vorzuſchlagen. 

Bevor ein von der Generalſynode angenommenes Geſetz dem Könige zur 
kirchenregimentlichen Genehmigung vorgelegt wird, iſt die 1 des Miniſters 
der geiſtlichen Angelegenheiten darüber herbeizuführen, ob gegen den Erlaß des⸗ 
ſelben von Staatswegen etwas zu erinnern hi 

Ein Kirchengeſetz erhält feine verbindliche Kraft durch die Verkündung in 
dem unter Verantwortlichkeit des Evangeliſchen Ober-Kirchenraths erſcheinenden 
kirchlichen Geſetz» und Verordnungsblatt. Sie beginnt, ſofern in dem Geſetze 
kein anderer Anfangstermin beſtimmt iſt, mit dem vierzehnten Tage nach dem⸗ 
jenigen Tage, an welchem das betreffende Stück des genannten Blattes in 
Berlin ausgegeben worden iſt. 


$. 7. 


i Folgende Gegenſtände unterliegen ausſchließlich der landeskirchlichen Geſetz— 
gebung: 
1) die Regelung der kirchlichen Lehrfreiheit ; 
2) die ordinatoriſche Verpflichtung der Geiftlichen; 
3) es zu allgemeinem landeskirchlichen Gebrauche beſtimmten agendariſchen 
ormen. 

Soll die Einführun 5 Normen nur für einzelne 
Provinzialbezirke erfolgen, 85 bedarf es der Zuſtimmung der betreffenden 
Provinzialſynode. 

Inſofern beſtehende agendariſche Ordnungen die Verwaltung der 
Sakramente betreffen, dürſen ſie in den einzelnen Gemeinden nicht 
ohne Zuſtimmung der Gemeindeorgane verändert werden, gleichviel, ob 
beſcloſſen i. urch landeskirchliche oder provinzielle Geſezgebung 

eſchloſſen iſt. 

f Nag vorübergehende Verhältniffe bedingte und daher nur zeit- 
weilige liturgiſche Anordnungen werden mit Ermächtigung des Königs 
vom Evangeliſchen Ober-Kirchenrathe getroffen. 

Die Zulassung von Katechismuserklärungen, Religionslehrbüchern 
und Geſangbüchern erfolgt für den allgemeinen wee 

ba 
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Gebrauch nach ertheilter Billigung der Generalſynode, für den pro⸗ 
vinziellen Gebrauch nach ertheilter Billigung der Provinzialſynode, 
durch Verfügung des Kirchenregiments. Gegen obligatoriſche Ein⸗ 
führung ſolcher kirchlicher Bücher ſteht jeder einzelnen Gemeinde ein 
Widerſpruchsrecht zu; 

4) die Einführung oder Abſchaffung allgemeiner kirchlicher Feiertage; 

5) Aenderungen der Kirchengemeinde und Synodalordnung vom 10. Sep⸗ 
tember 1873. und dieſer Ordnung, ſowie Aenderungen der Kirchen: 

ai welche den Grundſatz betreffen, wonach das Kirchenregiment 

des Königs durch kollegiale, mit geiſtlichen und weltlichen Mitgliedern 
beſetzte Kirchenbehörden auszuüben ift; 

6) die Kirchenzucht wegen Verletzung allgemeiner Pflichten der Kicchen- 
lieder, ſowie die Disziplinargewalt über Geiſtliche und andere Kirchen⸗ 
iener. Bis zur anderweiten kirchengeſetzlichen Regelung der Diszi⸗ 
plinargewalt bei Dienſtvergehen der Superintendenten, Geiſtlichen und 
niederen Kirchendiener finden auf das förmliche Disziplinarverfahren, 
ſowie auf die vorläufige Dienſtenthebung gegen dieſelben die Beſtim⸗ 
mungen der $$. 22. 23. Nr. 1., 24. 27. 28. 31. bis 45. und 48. 
bis 54. des Geſetzes vom 21. Juli 1852. (GeſetzSamml. S. 465.) 
mit der Maßgabe Anwendung, daß die in dem genannten Geſetze dem 
Disziplinarbofe und den Provinzialbehörden beigelegten Befugniſſe von 
1 nach den für das Verfahren bei 0 Pro⸗ 
vinzialbehörden vorgeſchriebenen Beſtimmungen zu üben ſind, die dem 
ken 1 be gutachtliche Thätigkeit fortfällt und die Zu⸗ 
m igkeiten des Miniſterial⸗ beziehungsweiſe Staatsminiſterial⸗Reſſorts 
em Evangeliſchen Ober-Kirchenrathe zukommen; 

7) die kirchlichen Erforderniſſe der Ben e und die kirchlichen 
Grundſätze über die Beſetzung der geiſtlichen Aemter; 

8) die kirchlichen Bedingungen der Trauung. 


. 8. 


Der Kirchenregierung wie der Generalſynode bleibt unbenommen, auch 
über andere Ge enſtände der kirchlichen Ordnung, deren allgemeine kirchengeſetz— 
liche Regelun Beilfam erachtet wird, 5 zu machen. 

N It biete aachen erfolgt, fo kann weder eine Veränderung derſelben noch 
eren Ueberlaſſung an die provinzialkirchliche Gejebgebung oder an das kirchen⸗ 
gehmmentliche Verordnungsrecht er als im Wege der landeskirchlichen Geſetz— 
gebung geſchehen. 

9. 9. 


Es hängt vom Ermeſſen der Kirchenregierung ab, über Geſetzesvorſchläge, 
weiße fie der Generalſynode j machen beabſichtigt, zuvor die Provinzialſynoden, 
eziehungsweiſe die ausſchließlich 5 je gutachtlicher Aeußerung zu ver⸗ 
enlaffen. Bei Veränderungen; welche die Liturgie betreffen (§. 7. Nr. 3.), foll 
ieſe Anhörung der Provinzialſynoden in der Regel gefchehen. 

Gr, 8410) $. 10, 
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$. 10. 


Veränderungen der xevidirten Kirchenordnung für Weſtfalen und die 
Rheinprovinz können, wie bisher, von den Provinzialſynoden dieſer Provinzen 
Bean und durch Betätigung der Kirchenregierung in Kraft geſetzt werden. 

erden Beſtimmungen der genannten Kirchenordnung — 1 ein von der 
Kirchenregierung beabſichtigtes landeskirchliches Geſetz betroffen, ſo müſſen die 
Synoden der beiden Provinzen, bevor der Geſetzesvorſchlag an die Generalſynode 
gelangt, gutachtlich gehört werden. 

Gehen ſolche Geſetzesvorſchläge von der Generalſynode aus, ſo ſind die 
Gutachten der genannten Provinzialſynoden vor der Einholung der Königlichen 
Sanktion zu veranlaſſen. 

Aeußern ſich beide Synoden übereinſtimmend gegen die Veränderung ihrer 
Kirchenordnung, fo bleiben dieſe Provinzen von dem Geltungsbereiche der be- 
treffenden landeskirchlichen Vorſchrift ausgenommen. 


Kirchliche Vermögensrechte und Beſteuerung. 


. 11. 


Die Generalſynode übt eine Kontrole über die vom Evangeliſchen Ober⸗ 
Kirchenrathe verwalteten oder unter ſeine Verfügung geſtellten kirchlichen Fonds 
und ſonſtigen kirchlichen Einnahmen, und vereinbart mit ihm die leitenden Grund— 
ſätze für ihre Verwendung. Der Generalſynode, und in den Jahren, in welchen 
ie ſich nicht verſammelt, dem Synodalvorſtande iſt die Jahresrechnung über 
ieſe Fonds zur Prüfung und Ertheilung der Entlaſtung vorzulegen. 


b. 12. 


Von der Verwendung der unter der Verwaltung des Miniſters der geiſt⸗ 
lichen a ſtehenden kirchlichen Fonds und der im Staatshaushalts⸗ 
Etat für kirchliche Zwecke bewilligten Mittel giebt der Evangeliſche Ober⸗Kirchen⸗ 
rath auf Grund der Nachrichten, welche er darüber vom Miniſter der geiſtlichen 
Angelegenheiten erhalten hat, der Generalſynode Kenntniß. Sobald 5 Fonds 
oder Mittel in die Verwaltung der Kirche übergehen, erweitert ſich die ſynodale 
Kenntnißnahme zur Kontrole (F. 11.). 


§. 13. 
Anordnungen der Kirchenregierung bete Einführung neuer, regelmäßig 


wiederkehrender, ſowie wegen Abſchaffung beſtehender landeskirchlicher Kollekten 
bedürfen der Zuſtimmung der Generalſynode. 


$. 14. 

Die Bewilligung neuer Ausgaben für landeskirchliche Zwecke, ſoweit ſie 
durch Umlagen auf die Kirchenkaſſen oder Kirchengemeinden gedeckt werden ſollen, 
erfolgt im Wege der kirchlichen Geſetzgebung. 1 

1 
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Der bewilligte, durch Umlage aufzubringende Betrag wird über die Pro⸗ 
vinzen der Landeskirche nach einem Maßſtabe repartirt, welcher vorläufig durch 
Königliche Verordnung aufgeſtellt, endgültig zwiſchen der Generalſynode und der 

irchenregierung vereinbart wird. 

a Die auf die einzelnen Provinzen entfallenden Beträge werden nach den 
in den 585 72. 73. der Kirchengemeinde⸗ und Synodalordnung vom 10. Sep⸗ 
tember 1873. aufgeſtellten Normen, für die Provinzen Rheinland und Weſtfalen 
nach Maßgabe des $. 135. der Kirchenordnung vom 5. März 1835., einer Unter⸗ 
tepartition unterworfen und an die Konſiſtorialkaſſen und von dieſen an den 
Evangeliſchen Ober⸗Kirchenrath abgeführt. 


$. 15. 


Auch die Einkünfte des Kirchenvermögens und der Pfarrpfründen können 
durch ein Kirchengeſetz zu Beiträgen 0 kirchliche Zwecke herangezogen werden. 

Dies iſt nur zaläſſig bei Kirchenkaſſen, ſofern die etatsmäßige Solleinnahme 
derſelben die etatsmäßige Sollausgabe um mehr als ein Drittheil der letzteren, 
und wenigſtens um dreihundert Mark jährlich, überſteigt, bei Pfarrpfründen, 
ſofern der jährliche Ertrag derſelben ausſchließlich des Wohnungswerths auf 
mehr als ſechstauſend Mark ſich beläuft. Dieſe Beiträge dürfen zehn Prozent 
des jährlichen Ueberſchuſſes der Solleinnahme der Kirchenkaſſe und des über die 
5 — von ſechstauſend Mark hinausgehenden Pfründenertrages nicht über⸗ 

reiten. 


Anträge und Beſchwerden. 


$. 16. 


Die Generalſynode kann durch Anträge, welche fie beſchließt, das Kirchen⸗ 
tegiment in dem ganzen Bereiche feiner Thätigkeit zu den Maßregeln anregen, 
die fie dem landeskirchlichen Bedürfniß entsprechend erachtet. Auf jeden ſolchen 

ntrag muß ein Beſcheid, im Falle der Ablehnung mit den Gründen derſelben, 
ertheilt werden. 
17 


Behufs Erhaltung der kirchengeſetzlichen Ordnung in den Thätigkeiten der 
Verwaltun ſteht der Generalſynode auch der Weg der Beſchwerde offen. Gegen⸗ 
ſtand derſelben find Verletzungen kirchengeſetzlicher Vorſchriften durch Verfügungen 
der Kirchenbehörden, welche im kirchlichen Inſtanzenwege keine Abhülfe gefunden 
haben. Die von der Generalſynode darüber gefaßten Beſchlüſſe gehen an den 
Evangeliſchen Ober⸗Kirchenrath zur Prüfung und Beſcheidung. 


Wahrung der Einheit der Landeskirche. 


$. 18. 


Der Generalſynode werden die von den Provinzialſynoden gefaßten Be⸗ 
ſchlüſſe vorgelegt. Gude die Generalſynode, daß ein Beschuß der Provinzial⸗ 
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ſynode mit der Einheit der evangeliſchen Landeskirche in Bekenntniß und Union, 
in Kultus und Verfaſſung nicht vereinbar iſt, ſo iſt demſelben die kirchenregi⸗ 
mentliche Beſtätigung zu verſagen. Iſt ſolche bereits ertheilt, ſo hat die Kirchen⸗ 
regierung ihn außer Kraft zu ſetzen. 8 


Verhältniß zu anderen Kirchengemeinſchaften. 


$. 19. 


Die Generalſynode nimmt Kenntniß von den Beziehungen der Landes⸗ 
kirche zu den übrigen Theilen der Deutſchen evangeliſchen Kirche, beſchließt über 
die der weiteren Entwickelung ihres Gemeinſchaftsbandes dienenden Einrichtungen 
und betheiligt ſich durch von ihr gewählte Abgeordnete an etwaigen Vertretungs- 
körpern der Deutſchen evangeliſchen Kirche. * 

Zur Theilnahme der Landeskirche an anderen kirchlichen Verſammlungen, 
insbeſondere denen von internationaler oder interkonfeſſioneller Art, bedarf es 
der Zuſtimmung der Generalſynode. 


Wahl des Präſidiums, des Synodalvorftandes und Synodalraths. 


$. 20. 
Die Generalſynode wählt beim Beginne ihrer jedesmaligen Verſammlun 
(F. 29.) und für die Dauer derſelben ihr Präſidium, beſtehend aus einem Präſt 
denten, einem Vizepräſidenten und vier Schriftführern. 


F. 21. 

Am Schluſſe jeder ordentlichen Verſammlung (F. 24.) wählt die General: 
ſynode den Synodalvorſtand und Synodalrath auf eine Synodalperiode von 
ſechs Jahren. Wird die Verſammlung geſchloſſen, bevor dieſe Wahl ſtatt⸗ 
gefunden hat, ſo treten die für die frühere Synodalperiode Gewählten wieder in 
Funktion. 3 22 


Der Synodalvorſtand beſteht aus einem Vorſitzenden, aus einem Stell⸗ 
vertreter deſſelben und aus a Beiſitzern. Für die Beiſitzer werden Erſatz⸗ 
männer gewählt, welche bei Verhinderung der erſteren in den Vorſtand berufen 
werden. Scheiden bei nicht verſammelter Synode ſowohl der Vorſitzende als 
8 1 aus, ſo wählen die Beiſitzer unter ſich für die Reſtzeit einen 

orſitzenden. f 

Der Synodalvorſtand tritt außer Funktion, ſobald die nächſte ordentliche 

Verſammlung der Generalſynode ihr Präſidium gewählt hat. 


§. 23. 


Zum Synodalrath wählt die Generalſynode achtzehn Mitglieder, welche 
zuſammen mit dem Vorſtande den Synodalrath bilden. 1 
on 
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Von den Gewählten müſſen je drei den Provinzen Preußen, Branden⸗ 
burg und Sachſen, je zwei den Provinzen Pommern, Schleſien, Weſtfalen und 
der Rheinprovinz, eines der Provinz Poſen, 1 Für dieſelben werden 
Erſatzmänner gewählt, welche bei Verhinderung der erſteren zur Funktion be 
rufen werden. 

Der Synodalrath endet ſeine Funktion mit der Eröffnung der nächſten 
ordentlichen Generalſynode. 


III. 
Verſammlungen der Generalſynode. 


$. 24. 


Die Generalſynode tritt auf Berufung des Königs und zwar alle ſechs 
Jahre zu ordentlicher Verſammlung zuſammen. Zu außerordentlicher Ver⸗ 
rung kann fie nach Anhörung des Synodalvorſtandes jederzeit berufen 
werden. 

Dem Könige ſteht es zu, jederzeit die Verſammlung zu ſchließen oder zu 
vertagen. 

$. 25. 


Während der Verſammlung der Synode findet in allen 1 Haupt⸗ 
gottesdienſten der Landeskirche eine Fürbitte für die Synode ſtatt. 


$. 26. 


Als Königlicher Kommiſſar zur Wahrnehmung der Zuſtändigkeiten des 
oberſten Kirchenregiments bei der Synode fungirt der Präſident des Evangeliſchen 
Ober⸗Kirchenraths. In Vakanzfällen oder bei dauernder Verhinderung ernennt 
der König einen anderen Kommiſſar. 

Der Königliche Kommiſſar iſt befugt, jederzeit das Wort zu ergreifen und 
Anträge zu ſtellen. Er kann Mitglieder des Evangeliſchen Ober⸗Kirchenraths 
mit ſeiner Beihülfe und vorübergehenden Vertretung beauftragen. 

Der Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten und die von ihm ernannten 
Kommiſſarien find berechtigt, den Sitzungen beizuwohnen und jederzeit das Wort 
zu ergreifen, ſofern ſie es im Interest des Staates für erforderlich erachten. 


§. 27. 

Die Synode regelt ihren Geſchäftsgang. Bis dies geſchieht, iſt eine pro⸗ 
ee Geſchäftsordnung maßgebend, re der Evangelſſche Ober⸗Kirchenrath 
ertheilt. 

$. 28. 


5 Der Präſident der Synode leitet die Verhandlungen und handhabt die 
äußere Ordnung. 
Jahrgang 1876. (Nr. 8410.) 22 $. 29. 
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$. 29. 


Der Vorſitzende des Synodalvorſtandes eröffnet die Synode, berichtet über 
die bisherige Wirkſamkeit des Synodalvorſtandes während der verfloſſenen Syno⸗ 
dalperiode, ſowie über die Verhandlungen der während derſelben Zeit ee 
ad er banner ſoweit ſie für die geſammte Landeskirche von Bedeutung 
ind, er berichtet ferner über die Legitimation der Synodalmitglieder und leitet 
die Wahl des Präſidiums. 5 

Die Verſammlung beſchließt über die Legitimation ihrer Mitglieder. 


$. 30. 


Die Mitglieder werden nach Konſtituirung des Präſidiums von dem Er 
ſidenten mit dem in der Kicchengemeinde- und Synodalordnung vom 10. Sep- 
tember 1873. $. 63. vorgeſchriebenen Gelöbniß verpflichtet. 


$. 31. 


Am Tage nach der Eröffnung der Synode findet ein feierlicher Synodal⸗ 
Gottesdienſt ſtatt. 

Jede einzelne Sitzung beginnt mit einer kurzen Schriftvorleſung und 
Gebet und ſchließt mit einem Segenswunſch. Die Synode wird mit Gebet 
geſchloſſen. 

$. 32. 


Die Verhandlungen ſind öffentlich. Eine vertrauliche Berathung kann 
durch Beſchluß der Synode verfügt werden. e 

Zur W ee iſt die Anweſenheit der Mehrheit der geſetzlichen Zahl 
der Mitglieder erforderlich. Die Beſchlußfaſſung erfolgt mit abſoluter Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als * ie 

ahlhandlungen find, wenn zunächſt relative Mehrheiten ſich ergeben, 

durch engere Wahl bis zur Erreichung einer abſoluten Mehrheit fortzusetzen. 
Für die Wahl zu Kommiſſionen genügt die relative Mehrheit. Bei Stimmen⸗ 
gleichheit entſcheidet das Loos. 

Einer zweimaligen Berathung und Beſchlußfaſſung bedarf es, wenn es ſich 
e ene ($. 6.) oder um Bewilligung neuer Ausgaben ($$. 14. 15.) 
handelt. 


Aenderungen der Kirchenverfaſſung in Bezug auf die Zuſammenſetzung 
oder die Befugniſſe der Gemeindeorgane oder der Synoden können nur mit 
einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen in der Generalſynode 
beſchloſſen werden. 


$. 33. 

Das Präſidium ſorgt für die Aufzeichnung, Redaktion und enlaubigung 
der Sitzungsprotokolle. Bei der Aufzeichnung kann es von Mitgliedern der 
Synode unterſtützt werden, welche ſich auf Einladung des Präſidiums dieſem 
Geſchäfte unterziehen. 5 


— —. 7 
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Synodalvorſtand und Synodalrath. 


F. 34. 


Als ſelbſtſtändiges Kollegium hat der Vorſtand der Generalſynode den 
folgenden Wirkungskreis: 


1) Er erledigt die ihm von der Kirchenregierung gemachten Vorlagen. 


2) Er beſchließt über die in feiner rn Mitte geftellten Anträge auf 
Beſeitigung von Mängeln, welche bei der kirchlichen Geſetzgebung und 
Verwaltung hervortreten. Beſchlüſſe der letzteren Art gehen, ſofern 
ihnen im Verwaltungswege entſprochen werden kann, als Anträge an 
den Evangeliſchen Ober⸗Kirchenrath. Verlangt ihre Ausführung den 
Weg der Geſetzgebung, ſo kann der Synodalvorſtand entweder die 
Beſchreitung deſſelben bei der Kirchenregierung beantragen, oder ſelbſt 
einen Geſetzentwurf Behufs ſeiner Einbringung in der Generalſynode 
ausarbeiten ($. 6.). 


3) Er vertritt die nicht verſammelte Generalſynode, wenn Anordnungen, 
welche regelmäßig der beſchließenden Mitwirkung der Generalſynode 
bedürfen, wegen ihrer Unaufſchieblichkeit 75 kirchenregimentlichen 
Erlaß proviſoriſch getroffen werden ſollen. Solche Erlaſſe können nur 
ergehen wenn der Synodalvorſtand ſowohl die Unauffi ieblichkeit an⸗ 
erkennt als auch ihrem Inhalte zuftimmt und mit ausdrücklicher Er⸗ 
wähnung dieſer ſeiner Mitwirkung. Sie ſind der nächſten General⸗ 
ſynode zur Prüfung und Genehmigung vorzulegen und, wenn die 
letztere verſagt wird, außer Wirkſamkeit zu ſetzen. 

4) Er bereitet die nächſte Verſammlung der ne! ſoweit ihm 
dies obliegt, vor, insbeſondere durch Prüfung der Legitimationen und 
Feſtſtellung des der Generalſynode abzuſtattenden Berichts ($. 29.). 

5) In Bezug auf die vorangegangene Verſammlung erledigt er die zur 
Ausführung ihrer Beſchlüfſ erforderlichen Geſchäfte und ſorgt für den 
Druck und die Vertheilung der Synodalprotokolle. f 

6) Er verwaltet die General⸗Synodalkaſſe ($- 38.) und übt die ihm in 
$. 11. zugewieſenen Funktionen. 

Verlangt der Synodalvorſtand, bevor er ſich in Angelegenheiten der unter 

Nr. 2. und 3. bezeichneten Art ſchlüſſig macht, eine gemeinſchaftliche Berathung 
5 55 Evangeliſchen Ober-Kirchenrath, jo hat der letztere eine ſolche zu ver- 
anſtalten. 


$. 35. 


Der Synodalvorſtand wird zur Erledigung derjenigen Geſchäfte, welche 
ihm ſelbſtſtändig bei nicht verſammelter Synode obliegen 8 34.), nach Verein⸗ 
(Nr. 8410. 22 barung 
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barung mit dem Evangelifchen Ober⸗Kirchenrath von feinem Vorſitzenden nach 
Berlin berufen. 

Zu einem gültigen Beſchluſſe des Synodalvorſtandes bedarf es der An⸗ 
weſenheit von wenigſtens fünf Mitgliedern. Bei Stimmengleichheit giebt die 
Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 

Die Erledigung einzelner Geſchäfte im ſchriftlichen Wege iſt ausnahmsweiſe 
nach dem Ermeſſen des Vorſitzenden lag. 

Der Synodalvorſtand regelt feinen eſchäftsgang durch ſeine Beſchlüſſe. 
Es ſteht ihm frei, aus ſeiner Mitte für beſtimmte Geſchäfte Ausſchüſſe zu bilden 
oder auch einzelne Mitglieder mit ſolchen zu beauftragen. 


$. 36. 


Mit dem Evangeliſchen Ober⸗Kirchenrath wirkt der Synodalvorſtand 
zuſammen: 


1) wenn in der Rekursinſtanz entweder über Einwendungen der Gemeinde 
gegen die Lehre eines zum Pfarramt Deſignirten, oder über die wegen 
angels an Uebereinſtimmung mit dem Bekenntniß der Kirche an⸗ 
efochtene Berufung eines fonft Anſtellungsfähigen zu einem geiftlichen 
mie, oder in einer wegen Irrlehre gegen einen Geiſtlichen geführten 
Disziplinarunterſuchung Entſcheidung abgegeben werden ſoll; 

2) bei der Feſtſtellung der von der Kirchenregierung der Generalſynode 
vorzulegenden Geſetzentwürfe und der zur Ausführung der landes⸗ 
kirchlichen Geſetze erforderlichen Inſtruktionen 

3) bei den dem Evangeliſchen Ober⸗Kirchenrath zuftehenden Vorſchlägen 
für die Beſetzung der General⸗Superintendenturen 


40 bei Vertretung der evangeliſchen Landeskirche in ihren vermögensrecht⸗ 
lichen Angelegenheiten; 

5) in anderen Angelegenheiten der kirchlichen Centralverwaltung von vor⸗ 
züglicher Wichtigkeit, in welchen der Evan eliſche Ober-Kirchenrath die 
Zuziehung des Synodalvorſtandes beſchließt 

Die Mitwirkung des Vorſtandes findet in der Weiſe ſtatt, daß die Mit⸗ 

glieder deſſelben, nach vorheriger Mittheilung der Gegenſtände der Berathung, 
auf Berufung durch den Präſidenten des Evangeliſchen Ober⸗Kirchenraths an 
den betreffenden Berathungen und Beſchlüſſen als außerordentliche Mitglieder 
des Evangeliſchen Ober-Kirchenraths mit vollem Stimmrecht Theil nehmen. In 
der Ausfertigung ſolcher Beſchlüſſe iſt ihrer Mitwirkung Erwähnung zu thun. 
Dem Erforderniß der Mitwirkung iſt entſprochen, wenn wenigſtens vier Mit- 
glieder des Vorſtandes Theil genommen haben. 


F. 37. 


Der Synodalrath ($. 23.) wird in jedem Jahre einmal in Berlin ver⸗ 
ſammelt, um mit dem Evangeliſchen Ober-Kirchenrath in deſſen Sitzung über 
Auf⸗ 


* 
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Aufgaben und Angelegenheiten der Landeskirche zu berathen, in welchen die 
enge eg zur Feſtſtellung leitender Grundſätze den Beirath dieſes landes— 
kirchlichen Synodalorgans für nothwendig erachtet. 

Die Berufung erfolgt durch den Evangeliſchen Ober⸗-Kirchenrath. 

Die e, des Synodalraths kann in den Jahren ausfallen, in 
welchen die Generalſynode ſich verſammelt. 


v. 
Koſten. 


$. 38. 


Zur 5 der Koften der Generalſynode, ſowie der Vorſtände der- 
ſelben und der von den letzteren beftellten Ausſchüſſe und Kommiſſionen wird 
eine General⸗Synodalkaſſe gebildet. Dieſe erhält ihren Bedarf, ſoweit nicht 
andere Mittel für jenen Zweck gewidmet find, durch die Beiträge der Provinzial⸗ 
Synodalkaſſen. Für die Vertheilung dieſer Beiträge über die einzelnen Provinzen 
und die Beſchaffung der auf dieſe entfallenden Summen ſind die Beſtimmungen 
des §. 14. Satz 2. und 3. maßgebend. Die Abführung geſchieht an den Vor⸗ 
ſtand der Generalſynode. 


$. 39. 


Der Synodalvorſtand legt die Rechnung der General⸗Synodalkaſſe. Die 
Prüfung und Entlaſtung dieſer a erfolgt durch die Generalſynode. 
Beſchließt die Generalſynode auf den Antrag ihres Vorſtandes die Ver⸗ 
ung der Synodalkaſſe durch den Evangeliſchen Ober-Kirchenrath, ſo erfolgt 
ie bei diefem; een und Entlaſtung richten ſich dann nach den 
orſchriften des §. 11. 
$. 40. 


Den Mitgliedern der Generalſynode, ihres Vorſtandes und des Synodal— 
rathes gebühren Tagegelder und, ſoweit ſie nicht am Orte ihrer ſynodalen Wirk— 
ſamkeit ihren Wohnſitz haben, Reiſekoſten. Dieſelben gehören zu den Synodal⸗ 
koſten und werden nach den vom Evangeliſchen Ober⸗Kirchenrath vorläufig zu 
beſtimmenden, definitiv mit der Generalſynode zu vereinbarenden Sätzen aus der 
General⸗Synodalkaſſe beſtritten. 


VI. 
Schlußbeſtimmungen. 
F. 41. 


Die Neuregelung der Reſſortverhältniſſe zwiſchen den Staatsbehörden 
len und den Kirchenbehörden andererſeits bleibt ftaatlicher Anordnung vor- 
ehalten. 


(Nr. 8410) F. 42. 
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. 42. 


Die $$. 50. 59. 61. und 62. der Kirchengemeinde und Synodalordnung 
vom 10. September 1873. ſind aufgehoben. 

An die Stelle derſelben treten die Beſtimmungen der nachfolgenden 
$$. 43. bis 46. 


$. 43. 
Die Kreisſynode beſteht aus: 


1) dem Superintendenten der Diözefe als Vorſitzenden. 
Unter mehreren zur Synode gehörigen Superintendenten gebührt 
der Vorſitz dem im Ephoralamt älteren; 


2) ſämmtlichen innerhalb des Kirchenkreiſes ein Pfarramt definitiv oder 
vikariſch verwaltenden Geiſtlichen. Geiſtliche an Anſtalten, welche 
keine Parochialrechte haben, Milttairgeiſtliche und ordinirte Hülfs⸗ 
geiſtliche ſind nur befugt, mit berathender Stimme an der Synode 
Theil zu nehmen. Zweifel über den Umfang der Theilnahmeberechtigung 
einzelner Geiſtlichen entſcheidet das Konſiſtorium 


3) der doppelten Anzahl gewählter Mitglieder. Die Hälfte derſelben 
wird aus den derzeitigen Aelteſten oder aus der Zahl der früheren 
Aelteſten gewählt, in der Weiſe, daß jede Gemeinde fo viele Mit⸗ 
lieder entſendet, als ſie ſtimmberechtigte Geiſtliche in der Synode 
hat Die andere Hälfte wird aus den angeſehenen, kirchlich erfahrenen 
und verdienten Männern des Synodalkreiſes von den an Seelenzahl 
ſtärkeren Gemeinden gewählt. Diejenigen Gemeinden, welche hiernach 
noch ein oder mehrere Mitglieder zu wählen haben, ſowie die Zahl 
dieſer Mitglieder, werden unter Berückſichtigung der Seelen ahl, ſowie 
der 1 örtlichen Verhältniſſe der Gemeinden und des Kreiſes, das 
erſte Mal nach Anhörung des Kreis-Synodalvorſtandes durch Anord- 
nung des durch den Provinzial-Synodalvorſtand verſtärkten Kon⸗ 
ſiſtoriums, demnächſt endgültig nach Anhörung der Kreisſynode durch 
Beſchluß der Propinzialſynode beſtimmt. 

Die Wahl dieſer Mitglieder erfolgt auf drei Jahre und wird 
durch die vereinigten Gemeindeorgane, bei verbundenen Gemeinden 
der Geſammtparochie, vollzogen; wo verfaſſungsmäßig eine Gemeinde⸗ 
vertretung nicht vorhanden iſt, erfolgt die Wahl durch den Gemeinde⸗ 
Kirchenrath. Diejenigen weltlichen Mitglieder der Kreisſynode, welche 
noch kein Gelübde als Aelteſte abgelegt haben, werden von dem Vor⸗ 
ſitenden der Kreisſynode mit demjenigen Gelübde verpflichtet, welches 
die Mitglieder der Provinzialſynode nach §. 63. der Kirchengemeinde⸗ 
und Synodalordnung vom 0. September 1873. a leiften haben. 
Die Gewählten müſſen das 30fe Lebensjahr zurückgelegt haben. 

Seitens der Kirchenregierung iſt darauf hinzuwirken, daß durch 
Theilung der größeren Diözeſen eine übermäßig große Zahl der zu 
einer Kreisſynode gehörigen Mitglieder vermieden werde. ” 

§. 44, 
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§. 44. 
Die Provinzialſynode wird zuſammengeſetzt aus: 
1) den von den Kreisſynoden oder Synodalverbänden der Provinz zu 
wählenden Abgeordneten; 
2) einem von der evangeliſch⸗theologiſchen Fakultät der Provinzial ⸗Aniverſität 
(für Poſen der Univerſität Breslau) zu wählenden Mitgliede dieſer 
Fakultät 
3) den vom Könige zu ernennenden Mitgliedern, deren Zahl den ſechsten 
Theil der nach Nr. 1. zu wählenden Abgeordneten nicht überſteigen foll. 


Die Berufung aller Synodalmitglieder erfolgt für eine Synodalperiode 
von drei Jahren. 


F. 45. 


Jeder Kreis⸗Synodalbezirk iſt ein Wahlkreis, feine Kreisſynode der Wahl⸗ 
körper. Iſt jedoch in der Provinz eine größere Anzahl von Kreisſynoden vor⸗ 
handen, ſo iſt durch Vereinigung mehrerer Kreisſynoden zu einem Wahlverbande 
die Zahl der Wahlkreiſe auf fünfunddreißig, in den Provinzen Brandenburg und 
Sachſen auf vierzig zu verringern. In dem Wahlverbande bilden die vereinigten 
Kreisſynoden den Wahlkörper. 

Die Anzahl und die Begrenzung der durch Zuſammenlegung von Kreis- 
ſynoden gebildeten Wahlkreiſe wird bis zur anderweiten Rrchengeſehlichen Regelung 
durch Königliche Verordnung beſtimmt. 

Die Zahl der von den Kreisſynoden und Wahlverbänden zu wählenden 
Abgeordneten (F. 44. Nr. 1.) beträgt das Dreifache der in der Probi vor⸗ 
handenen Wahlkreiſe. 

Für jeden Abgeordneten wird gleichzeitig ein Stellvertreter gewählt. 


F. 46. 

Die Wahl erfolgt in der Weiſe, daß in jedem Wahlkreiſe 

1) ein Abgeordneter aus den innerhalb des Wahlkreiſes in geiſtlichen 
Aemtern der Landeskirche angeſtellten Geiſtlichen, a 

2) ein Abgeordneter aus ſolchen Angehörigen des Wahlkreiſes gewählt 
wird, welche in Kreisſynoden oder in den Gemeindekörperſchaften des⸗ 
ſelben als weltliche Mitglieder zur Zeit der Kirche dienen oder früher 
gedient haben 

3) das letzte Drittheil der Abgeordneten wird von den an Seelenzahl 
ſtärkeren Kreisſynoden und Wahlverbänden aus den angeſehenen, 
kirchlich erfahrenen und verdienten Männern des Provinzialbezirks 
Ba Diejenigen Wahlkörper, welche hiernach eines oder mehrere 
ieſer Mitglieder zu wählen haben, ſowie die Zahl dieſer Mitglieder 
werden unter Berückſichtigung der Seelenzahl das erſte Mal durch An⸗ 


ordnung des Evangeliſchen Ober⸗Kirchenraths, demnächſt endgültig durch 
(Nr. 8410.) Be⸗ 
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Beſchluß der Provinzialſynode beſtimmt. Dieſer Beſchluß bedarf der 
Beſtätigung des durch den Vorſtand der Generalſynode verſtärkten 
Evangeliſchen Ober-Kirchenraths. 


Die weltlichen Mitglieder müſſen das 30fe Lebensjahr zurückgelegt haben. 


$. 47. 


Die Amtsthätigkeit der jetzigen Kreisſynoden und Kreis⸗Synodalvovſtände, 
Provinzialſynoden und Provinzial⸗Synodalvorſtände erliſcht mit dem Tage, an 
welchem die nach der gegenwärtigen Ordnung gebildeten Synoden und Synodal⸗ 
vorſtände in Wirkſamkeit treten. 


$. 48. 


Bis zur Konſtituirung des Präſidiums der erſten Generalſynode werden 
die dem Synodalvorſtand oder ſeinem Vorſitzenden beigelegten Funktionen durch 
den Evangeliſchen Ober-Kirchenrath oder deſſen Präſidenten ausgeübt. 


$. 49. 


Die zur Ausführen dieſer Ordnung erforderliche Inſtruktion wird von 
dem Evangeliſchen Ober-Kirchenrath im Einverſtändniß mit dem Miniſter der 
geiſtlichen Angelegenheiten erlaſſen. 


U 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


